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Rülke: Konkrete Vorschläge für Start von G9 schon im Schuljahr 2025/26

Fraktion für Ablösung von EU-Kommissarin von der Leyen.

Der Fraktionsvorsitzende Dr. Hans-Ulrich Rülke berichtete über die Tagungsergebnisse: Einer der
Schwerpunkte in der Arbeit der Fraktion und bei den Klausurberatungen in Bad Rappenau sei
Bildungspolitik. Er zeigte sich in diesem Zusammenhang sehr erfreut darüber, dass sich die Vorsitzenden
der CDU- und der SPD-Landtagsfraktion sowie der Ministerpräsident auch für die Grünen aufgeschlossen
für Bildungs-Konsensgespräche in einer „Allianz für gute Bildung“ zeigten. Rülke hatte diese Allianz zu
Beginn des Jahres vorgeschlagen. Konkrete Terminmöglichkeiten seien den anderen demokratischen
Fraktionen bereits genannt worden.

Ziel sei, vor allem in den Bereichen frühkindliche und berufliche Bildung sowie für die Rückkehr von G8
zu G9 langfristige und über Wahlperioden hinausgehende, dauerhafte Einigungen zu erzielen. „Bildung ist
eine Schlüsselfrage für unser Land. Wir müssen es schaffen, die baden-württembergische
Bildungslandschaft endlich wieder voranzubringen. Ein tragfähiger Konsens in einigungsfähigen Fragen
ist dafür eine entscheidende Voraussetzung“, so Rülke.

Die FDP-Landtagsfraktion wolle dabei keine Zeit verlieren. Sie hatte bei ihrer Klausur ein Positionspapier
mit mehreren Vorschlägen als erste Schritte hin zu G9 beschlossen. Sie plädiert dafür, die Umsetzung
von G9 in der Regelform an allen allgemeinbildenden Gymnasien zum Schuljahr 2025/2026
anzuvisieren, zunächst in der Regelform im Einführungsjahr ab Klasse 5 flächendeckend. Bedarfsweise -
und sofern organisatorisch möglich - sollten auch die Klassen 6-10 im Einführungsjahr von G9 in der
Regelform die Möglichkeit erhalten, zwischen G8 und G9 zu wählen.  Die Einrichtung von G8-
Schnellläuferzügen soll auch weiterhin, allerdings nur bei Bedarf, möglich sein. Generell sollen für die
Qualität der gymnasialen Bildung die Lehrpläne an den allgemeinbildenden Gymnasien überprüft und an
die neuen Gegebenheiten eines neunjährigen Gymnasiums in der Regelform angepasst werden. Wichtig
sei eine umgehende Bedarfsanalyse hinsichtlich der organisatorischen, personellen und räumlichen
Umsetzungskosten mit Einbeziehungen der Beteiligten, z.B. der Kommunen und weiterer Schulträger und
der Bezifferung entsprechender Mehrkosten. Diese sollten im nächsten Doppelhaushalt 2025/2026
vorgesehen sein und verstetigt werden. Gerade den Kommunen und Schulträgern gegenüber müsse –
nach bayerischem Modell – eine Zusicherung erfolgen, die bei den räumlichen Mehrkosten eine
entsprechende landesseitige Beteiligung in adäquater Höhe vorsieht. Beratungsgrundlage für die
Gespräche in der Allianz für gute Bildung sollte nach Meinung der FDP-Landtagsfraktion der
Gesetzentwurf der Volksinitiative „G9  jetzt! BW“ sein.
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Die Landtagsfraktion empfing als Gast den FDP-Europaabgeordneten Andreas Glück. Im Rahmen der
Diskussion europapolitischer Themen erhob der Vorsitzende Hans-Ulrich Rülke für die Landtagsfraktion
die Forderung nach Ablösung der derzeitig aus Deutschland entsandten EU-Kommissarin Ursula von der
Leyen. Über die Fortführung ihrer Amtszeit entscheidet die Bundesregierung bis Herbst. „Es besteht
keinerlei Notwendigkeit mehr, an dieser EU-Kommissarin weiter festzuhalten, die seinerzeit von der
Kanzlern Merkel in Europa installiert wurde“, so Rülke. „Von der Leyen hat als Kommissionspräsidentin
vorgeschlagen, den Verbrennungsmotor in Autos zu verbieten, die Leute zu zwingen, ihre Immobilien
energetisch zu sanieren und will weitreichendere Heizungsverbote erreichen als es Robert Habeck je
vorgeschlagen hat. Für uns ist das keine Basis uns zu wünschen, dass sie nochmal
Kommissionspräsidentin wird, denn die Umsetzung solcher Vorschläge wäre ein großer Schaden für
Baden-Württemberg.“ Es sei gut, dass die FDP in der Bundesregierung, sich gegen diese Vorschläge
stelle.

Mit den FDP-Bundestagsabgeordneten aus Baden-Württemberg, unter ihnen die
Landesgruppenvorsitzende und FDP-Generalsekretärin, Judith Skudelny, und der Parlamentarische
Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales und Verkehr und FDP-Landesvorsitzende, Michael
Theurer, besprach die Landtagsfraktion eine Reihe von aktuellen Themen und die weitere strategische
Ausrichtung. Als inhaltliche Schwerpunkte für das laufende Jahr und mit Ausblick bis zu den nächsten
Wahlen standen vor dem Hintergrund der aktuellen Kriegs- und Krisenherausforderungen die Fragen des
gesellschaftlichen Klimas und der finanziellen Stabilität im Mittelpunkt. Rülke bekräftige nochmals die
Haltung der Landtagsfraktion, dass die FDP bei einem Ausscheiden Winfried Kretschmanns aus seinem
Amt als Ministerpräsident vor Ende der Legislaturperiode keinesfalls einem Grünen-Vorschlag für dieses
Amt zustimmen werde.

Mit großem Interesse beobachte die FDP-Landtagsfraktion momentan den Stand der Entscheidungen
durch die Justiz in der Auseinandersetzung der Antragssteller mit dem Innenministerium zur Zulassung
eines Volksbegehrens, das mit einer Änderung des Landtagswahlrechts eine Aufblähung des Parlaments
verhindern soll und einen Gesetzentwurf der Fraktion aufgreife. Rülke berichtet den aktuellen Stand,
wonach Landtag und Innenministerium bis 19. Februar Zeit haben, zur von ihm und Michael Theurer
gegen das Innenministerium eingereichten Klage Stellung zu nehmen. Er hoffe, dass der
Verfassungsgerichtshof die im Anschluss folgende mündliche Verhandlung rasch terminiere und rasch
entscheide. So bestehe die Möglichkeit, den Landtag direktdemokratisch noch zur Landtagswahl 2026 zu
verkleinern und Thomas Strobls Plan zu vereiteln, dies bis 2031 zu verzögern.

Im Rahmen ihres Klausurprogramms hatte die Fraktion eine Reihe von Besuchs-und
Besichtigungsterminen am Dienstag in der Region Hohenlohe/Heilbronn-Franken durchgeführt. Bei der
Klausurtagung ab Mittwoch in Bad Rappenau wurde u.a. in einem Gespräch mit dem
Vorstandsvorsitzenden der EnBW, Andreas Schell, das Thema Zukunft der Energieversorgung intensiv
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erörtert.

 


